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Regierungsentwurf

Funftes Gesetz zur Anderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch -
Verbesserung der Ausbildungschancen férderungsbedtrftiger junger
Menschen

A. Problem und Ziel

Der Ausbildungsmarkt hat sich in den letzten Jahren positiv entwickelt. Die
Bundesregierung hat mit den Partnern im Nationalen Pakt fir Ausbildung und
Fachkraftenachwuchs viel erreicht. Dennoch gibt es weiteren Handlungsbedarf:
Insbesondere leistungsschwachere Schiilerinnen und Schiler schaffen nur teilweise den
direkten Ubergang in eine Berufsausbildung. Die Zahl derer, die ihren Wunsch auf eine
betriebliche Ausbildung nicht realisieren konnten, ist weiter angewachsen. Nur wer gut
ausgebildet ist, hat dauerhaft eine berufliche Perspektive. Berufliche Bildung ist die
Grundlage fur eine freie und aktive Lebensgestaltung, fiir Anerkennung und Wohlstand.
Eine gute Ausbildung ist nicht nur fir den Einzelnen ein wichtiger Schritt auf dem Weg zu
einem eigenverantwortlichen und selbstbestimmten Leben, sondern auch entscheidend
fur die Zukunftsfahigkeit des Wirtschaftsstandortes Deutschland.

Die Zahl der Dbetrieblichen  Ausbildungsplatze muss  gezielt zugunsten
leistungsschwacherer und sich seit langem um Ausbildung bemiihender junger Menschen
weiter spurbar erhdht werden. Schilerinnen und Schiler, denen der Schulabschluss und
der Einstieg in Ausbildung schwerer fallen, miissen bereits in der Schule aufgefangen und
beim Einstieg in eine Berufsausbildung unterstitzt werden. Wenn in Ausnahmefallen eine
Zweitausbildung notwendig ist, muss auch die Mdglichkeit bestehen, dem Auszubildenden
bei der Finanzierung seines Lebensunterhalts zu helfen.

B. Lésung

Mit dem Finften Gesetz zur Anderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch werden
wesentliche Elemente des mit der Qualifizierungsinitiative der Bundesregierung am
9. Januar 2008 beschlossenen Konzeptes "Jugend — Ausbildung und Arbeit" gesetzlich
umgesetzt. Ein Ziel des Konzeptes ist die Schaffung von 100 000 zusatzlichen
Ausbildungsplatzen bis zum Jahr 2010.

Arbeitgeber, die bis Ende 2010 fiur forderungsbedirftige Ausbildungsuchende aus
frlheren Schulentlassjahren allgemein bildender Schulen zuséatzliche Ausbildungsplatze
im dualen System schaffen, werden mit einem einmaligen Ausbildungsbonus in Héhe von
4 000, 5 000 oder 6 000 Euro je zusatzlichem Auszubildenden unterstitzt. Diese bis Ende
des Jahres 2010 befristete Ausnahmeregelung lasst den Grundsatz der originaren
Verantwortung der Wirtschaft fir die Ausbildung des eigenen Fachkraftenachwuchses
unangetastet.

In Erganzung zu den vielfaltigen ehrenamtlichen Ausbildungspatenschaften koénnen
Jugendliche, die einer besonderen Unterstitzung bedrfen, in den nachsten Jahren bei
der Vorbereitung des Schulabschlusses, bei der Berufsorientierung und Berufswahl und
beim Ubergang in eine Berufsausbildung individuell durch eine Berufseinstiegsbegleitung
unterstutzt werden.

Die Forderung mit Berufsausbildungsbeihilfe wird fur eine zweite Berufsausbildung im
Rahmen einer Ermessensleistung ermdglicht, wenn die dauerhafte berufliche
Eingliederung sonst nicht zu erreichen ist und durch die zweite Ausbildung voraussichtlich
erreicht wird.
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C. Alternativen

Der Bundesrat hat am 21. September 2007 beschlossen, den Entwurf eines ... Gesetzes
zur Anderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze
(Bundesratsdrucksache 525/07 (Beschluss)) gemal Artikel 76 Abs. 1 des Grundgesetzes
beim Deutschen Bundestag einzubringen. Der Gesetzentwurf sieht die Einfiihrung von
Ausbildungsplatzzuschiissen fir zusatzliche Ausbildungsplatze, die mit Altbewerbern
besetzt werden, vor. Die Bundesregierung hat die vom Bundesrat vorgeschlagene
Ausgestaltung geprift. Sie erscheint jedoch aufgrund ihrer Beschrankungen hinsichtlich
Laufzeit, Zielgruppe, Forderhéhe und Auszahlungsmodus weniger geeignet, das in der
Qualifizierungsinitiative der Bundesregierung formulierte Ziel, bis 2010 100 000
zusatzliche Ausbildungsplatze fur Altbewerber zu schaffen, zu realisieren.

D. Finanzielle Auswirkungen auf die 6ffentlichen Haushalte

1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand
Finanzielle Auswirkungen

Der Ausbildungsbonus fihrt nach einer Modellrechnung bis zum Jahr 2012 zu
Mehrausgaben im Haushalt der Bundesagentur flr Arbeit in geschatzter Hohe von rund
450 Millionen Euro.

Fur die Ermessensleistung Berufseinstiegsbegleitung sind bis zum Jahr 2014
Mehrausgaben im Haushalt der Bundesagentur flr Arbeit in geschatzter Hohe von
240 Millionen Euro zu erwarten.

Die finanziellen Auswirkungen der Forderung der Zweitausbildung in Ausnahmefallen
werden auf jahrliche Aufwendungen in Hohe von etwa 3 Millionen Euro geschétzt.

Eingliederungserfolge der neuen Mal3nahmen fuhren in nicht bezifferbarer Hohe zu
Minderausgaben bei anderen Leistungen.

2. Vollzugsaufwand

Bei der Bewilligung und Auszahlung der neuen Leistungen entstehen zwar Kosten fur die
Verwaltung in nicht naher quantifizierbarem geringem Umfang, gleichzeitig fallen aber
Verwaltungskosten weg, die bei der Bewilligung und Auszahlung der andernfalls
erforderlichen Leistungen entstehen wirden.

E. Sonstige Kosten

Keine.

F. Burokratiekosten

Mit dem vorliegenden Gesetzesentwurf werden die allgemeine Antragspflicht in zwei
Fallen ausgeweitet und zwei neue Informationspflichten fur die Unternehmen eingefihrt.
Die daraus resultierenden Bulrokratiekosten werden auf rund 940 000 Euro pro
Ausbildungsjahr geschatzt.



3 Bearbeitungsstand: 20.02.2008

Daruber hinaus wird jeweils eine neue Informationspflicht fur die Blrgerinnen und Burger
und fur die Verwaltung eingefuhrt. Die daraus resultierenden Birokratiekosten kénnen
nicht adaquat geschéatzt werden.

Die mit dem Ausbildungsbonus nach § 421r verbundenen Birokratiekosten sind
angesichts der zu erwartenden Begulinstigungen zu vernachlassigen.
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Regierungsentwurf fur ein

Funftes Gesetz zur Anderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch -
Verbesserung der Ausbildungschancen forderungsbedurftiger junger
Menschen

Vom [Datum der Ausfertigung]

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Anderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch

Das Dritte Buch Sozialgesetzbuch — Arbeitsférderung — (Artikel 1 des Gesetzes vom
24. Marz 1997, BGBI. | S. 594, 595), zuletzt geéndert durch ... (BGBI. | S. ...), wird wie
folgt geandert:

1. In der Inhaltsiibersicht werden nach der Angabe zu § 421q folgende Angaben
eingefugt:

.8 421r Ausbildungsbonus
8 421s Berufseinstiegsbhegleitung”.

2. In 83 Abs.5 wird das Wort ,Berufsausbildungsbeihilfe® durch die Worter
.Berufsausbildungsbeihilfe fur die erstmalige Ausbildung” ersetzt.

3. 8§60 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 2 Satz 2 wird Absatz 3.
b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
»(2) Forderungsfahig ist die erstmalige Ausbildung. Eine zweite Ausbildung
kann gefordert werden, wenn zu erwarten ist, dass eine berufliche Eingliederung
dauerhaft auf andere Weise nicht erreicht werden kann und durch die zweite

Ausbildung die berufliche Eingliederung erreicht wird."

4. Nach § 421q werden folgende 88 421r und 421s eingefugt:

.8 421r
Ausbildungsbonus

(1) Arbeitgeber erhalten einen Zuschuss fur die zusétzliche betriebliche Ausbildung
besonders forderungsbeduirftiger Auszubildender (Ausbildungsbonus). Besonders
forderungsbedurftig sind Auszubildende, die bereits im Vorjahr oder friher die allgemein
bildende Schule verlassen haben und die

1. sich bereits flr das Vorjahr oder friher erfolglos um eine berufliche Ausbildung im
Sinne von Absatz 3 bemuht haben und einen mittleren Schulabschluss mit hochstens
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der Abschlussnote ausreichend in den Fachern Deutsch oder Mathematik, einen
Hauptschulabschluss, einen Sonderschulabschluss oder keinen Schulabschluss
haben oder

2. lernbeeintrachtigt oder sozial benachteiligt sind.

Der Ausbildungsbonus kann auch an Arbeitgeber geleistet werden, die
foérderungsbedurftige Auszubildende zuséatzlich betrieblich ausbilden. Férderungsbeddrftig
sind Auszubildende, die bereits im Vorjahr oder friher die allgemein bildende Schule
verlassen haben und die

1. sich bereits seit mehr als zwei Jahren erfolglos um eine berufliche Ausbildung im
Sinne von Absatz 3 bemiiht oder

2. sich bereits fur das Vorjahr oder friiher erfolglos um eine berufliche Ausbildung im
Sinne von Absatz 3 bemuht haben und einen mittleren Schulabschluss haben,

soweit sie nicht unter Satz 2 fallen.

(2) Ein Auszubildender hat sich um eine berufliche Ausbildung bemiht, wenn er bei
der Agentur fur Arbeit oder bei dem Trager der Grundsicherung flr Arbeitsuchende
Ausbildung suchend gemeldet war oder den Nachweis von mindestens finf abgelehnten
Bewerbungen je Kalenderjahr fur ein Ausbildungsverhaltnis erbringt.

(3) Forderungsfahig ist eine betriebliche Ausbildung, die in einem staatlich
anerkannten Ausbildungsberuf nach dem Berufsbildungsgesetz, der Handwerksordnung
oder dem Seemannsgesetz durchgefiuhrt wird und flr die der dafir vorgeschriebene
Berufsausbildungsvertrag abgeschlossen worden ist.

(4) Die Ausbildung erfolgt zusatzlich, wenn bei Ausbildungsbeginn die Zahl der
Ausbildungsverhéltnisse im Sinne von Absatz 3 in dem Betrieb aufgrund des mit dem
Auszubildenden abgeschlossenen Ausbildungsvertrages hoher ist, als sie es im
Durchschnitt der drei vorhergehenden Jahre jeweils am 31. Dezember war. Bei der
Berechnung werden Auszubildende, deren Ausbildungszeit abgelaufen ist und die wegen
Nichtbestehens der Abschlussprifung weiterbeschaftigt werden, und Auszubildende,
deren Ausbildungszeit vor dem 31. Dezember desselben Jahres endet, nicht mitgezahlt.
Es ist auf ganze Zahlen zu runden. § 338 Abs. 2 ist entsprechend anzuwenden. Der
Arbeitgeber hat die Zusatzlichkeit durch eine Bescheinigung der nach dem
Berufsbildungsgesetz zustandigen Stelle nachzuweisen.

(5) Eine Forderung ist ausgeschlossen, wenn

1. zu vermuten ist, dass der Arbeitgeber die Beendigung eines
Ausbildungsverhéltnisses veranlasst hat, um einen Ausbildungsbonus zu erhalten,

2. zu vermuten ist, dass der Arbeitgeber den Auszubildenden im Vorjahr oder friher
nicht zur Ausbildung eingestellt hat, um den Ausbildungsbonus zu erhalten,

3. die Einstellung bei einem Arbeitgeber erfolgt, bei dem der Auszubildende bereits eine
geforderte betriebliche Einstiegsqualifizierung durchlaufen hat, oder

4. die Ausbildung im Betrieb des Ehegatten, des Lebenspartners, der Eltern oder eines
Elternteils durchgefuhrt wird.

(6) Die Hohe des Ausbildungsbonus bestimmt sich nach der fiur das erste
Ausbildungsjahr tariflich vereinbarten monatlichen Ausbildungsvergttung oder, wenn eine
tarifliche Regelung nicht besteht, nach der fiir vergleichbare Ausbildungen ortsiblichen



6 Bearbeitungsstand: 20.02.2008

Ausbildungsvergitung. Einmalig gezahltes Entgelt wird nicht bertcksichtigt. Der
Ausbildungsbonus betragt fur jedes zuséatzliche Ausbildungsverhaltnis

1. 4000 Euro, wenn die maf3gebliche Vergltung 500 Euro unterschreitet,

2. 5000 Euro, wenn die maRR3gebliche Vergitung mindestens 500 Euro und weniger als
750 Euro betragt, und

3. 6000 Euro, wenn die maf3gebliche Vergiitung mindestens 750 Euro betragt.

Er reduziert sich anteilig, soweit die in der Ausbildungsordnung festgelegte
Ausbildungsdauer unterschritten wird, weil der Auszubildende bereits bei Abschluss des
Ausbildungsvertrages Teile der Ausbildung erfolgreich absolviert hat oder eine
Anrechnung von Zeiten beruflicher Vorbildung auf die Ausbildung erfolgt. 30 Prozent des
Ausbildungsbonus werden nach Ablauf der Probezeit, 70 Prozent des Ausbildungsbonus
werden nach Ablauf der Halfte der vereinbarten Ausbildungszeit ausgezahlt, wenn das
Ausbildungsverhdltnis jeweils fortbesteht.

(7) Der Ausbildungsbonus nach Absatz 6 erhoht sich zugunsten von
schwerbehinderten Auszubildenden im Sinne des 8 2 Abs.2 des Neunten Buches
Sozialgesetzbuch und behinderten Auszubildenden um 30 Prozent. Eine Forderung ist
ausgeschlossen, wenn das Ausbildungsverhaltnis nach § 235a oder § 236 geftrdert wird.

(8) Die Leistung wird nur erbracht, soweit sie nicht fur den gleichen Zweck durch
Dritte erbracht wird. Leistungen Dritter zur Aufstockung der Leistung bleiben
anrechnungsfrei.

(9) Forderungsfahig sind Ausbildungen, die frihestens am 1. Juli2008 und
spatestens am 31. Dezember 2010 begonnen werden.

(10) Die Bundesagentur wird ermadachtigt, durch Anordnung das Nahere zum
Verfahren der Férderung zu bestimmen.

(11) Das Bundesministerium fir Arbeit und Soziales untersucht die Auswirkungen des
Ausbildungsbonus auf den Ausbildungsmarkt und die o6ffentlichen Haushalte in den
Jahren 2008 bis 2013 und berichtet dem Deutschen Bundestag hierlber erstmals bis zum
31. Juli 2010 und abschlieend bis zum 31. Dezember 2013.

8§ 421s
Berufseinstiegsbegleitung

(1) Trager von MalRnahmen der Berufseinstiegsbegleitung fiir Jugendliche kdnnen
durch Ubernahme der MaRnahmekosten gefoérdert werden, um Jugendliche beim
Ubergang von der allgemein bildenden Schule in eine berufliche Ausbildung zu
unterstutzen.

(2) Forderungsfahig sind MalRBnahmen zur individuellen Begleitung und
Unterstlitzung forderungsbedurftiger Jugendlicher durch Berufseinstiegsbegleiter, um die
Eingliederung des Jugendlichen in eine berufliche Ausbildung zu erreichen
(Berufseinstiegsbegleitung). Unterstitzt werden sollen insbesondere das Erreichen des
Abschlusses einer allgemein bildenden Schule, die Berufsorientierung und —wahl, die
Suche nach einem Ausbildungsplatz und die Stabilisierung des Ausbildungsverhéltnisses.
Die Begleitung beginnt in der Regel mit dem Besuch der Vorabgangsklasse der allgemein
bildenden Schule und endet ein halbes Jahr nach Beginn einer beruflichen Ausbildung.
Sie endet spatestens 24 Monate nach Beendigung der allgemein bildenden Schule. Der
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Trager hat mit Dritten, die Schiler derselben Schule bei der Berufsorientierung und —wahl
unterstutzen, eng zusammenzuarbeiten.

(3) Forderungsbediirftig sind Jugendliche, die voraussichtlich Schwierigkeiten haben,
den Abschluss der allgemein bildenden Schule zu erreichen und den Ubergang in eine
berufliche Ausbildung zu bewaltigen.

(4) Berufseinstiegsbegleiter sind Personen, die aufgrund ihrer Berufs- und
Lebenserfahrung fir die Begleitung besonders geeignet sind. Dem Jugendlichen ist ein
Berufseinstiegsbegleiter zuzuordnen. Ein Wechsel des Berufseinstiegsbegleiters wahrend
der Begleitung eines Jugendlichen ist nur aus wichtigem Grund zuldssig. Einem
Berufseinstiegsbegleiter sollen in der Regel héchstens zwanzig Jugendliche gleichzeitig
zugeordnet sein.

(5) Als MalBnahmekosten kénnen die angemessenen Aufwendungen des Tragers flr
die Durchfuhrung der MafRnahme einschlieBlich der erforderlichen Kosten fir die
Berufseinstiegsbegleiter ibernommen werden.

(6) Die MalRnahmen sind nur férderungsfahig, wenn sie nach den Grundséatzen der
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit geplant, im Auftrag der Agentur fur Arbeit durchgefiihrt
werden und die Kosten angemessen sind. Die vergaberechtlichen Vorschriften sind
anzuwenden.

(7) Es konnen Malnahmen gefordert werden, die bis zum 31. Dezember 2011
beginnen.

(8) Die MalRBnahmen werden zum Zweck der Erprobung nur zugunsten von Schilern
an 1000 ausgewahlten allgemein bildenden Schulen gefordert. Die Bundesagentur
bestimmt bis zum 31. Dezember 2008 die Schulen durch Anordnung. Die Bundeslander
sind entsprechend ihrem Anteil an allen zwischen dem 1. Oktober 2006 und dem
30. September 2007  bei der Bundesagentur gemeldeten  Bewerbern  flr
Berufsausbildungsstellen zu berticksichtigen.

(9) Die Bundesagentur wird ermachtigt, durch Anordnung das Nahere Uber
Voraussetzungen, Art, Umfang und Verfahren der Férderung zu bestimmen.

(10) Das Bundesministerium fur Arbeit und Soziales untersucht die Auswirkungen der
Berufseinstiegsbegleitung auf das Erreichen des Abschlusses der allgemein bildenden
Schule und den Erfolg insbesondere beim Ubergang in eine betriebliche Berufsausbildung
und die Forderleistungen des Bundes, der Bundesagentur, der Lander und Kommunen in
den Jahren 2008 bis 2013 und berichtet dem Deutschen Bundestag hierliber erstmals bis
zum 31. Dezember 2010 und abschlieRend bis zum 31. Dezember 2014."

Artikel 2

Anderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch

8§ 71b Abs. 1 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch — Gemeinsame Vorschriften fr
die Sozialversicherung — in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2006
(BGBI. | S. 86, 466), das zuletzt durch ... (BGBI. | S. ...) gedndert worden ist, wird wie folgt
geandert:

1. Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 2 eingefilgt:

,2. die Berufsausbildungsbeihilfe nach § 60 Abs. 2 Satz 2 des Dritten Buches,".
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2. Die bisherigen Nummer 2 wird Nummer 3.

3. Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 4 und das Wort ,und" wird durch ein Komma
ersetzt.

4. Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 5 und nach dem Wort ,Buches" wird das Wort
»und" eingeflgt.

o

Folgende Nummer 6 wird angefiigt:

,06. der Ausbildungsbonus nach § 421r Abs. 1 Satz 3 des Dritten Buches".

Artikel 3

Weitere Anderungen des Dritten Buches Sozialgesetzbuch

Das Dritte Buch Sozialgesetzbuch — Arbeitsférderung — (Artikel 1 des Gesetzes vom
24. Marz 1997, BGBI. | S. 594, 595), das zuletzt durch Artikel 1 dieses Gesetzes geéndert
worden ist, wird wie folgt geandert:

1. In der Inhaltstibersicht werden die Angaben zu den 88 421r und 421s wie folgt
gefasst:

»8 421r Ausbildungsbonus (weggefallen)
8 421s Berufseinstiegsbegleitung (weggefallen)*.

2. Die 88 421r und 421s werden aufgehoben.

Artikel 4

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkindung in Kraft, soweit in Absatz 2
nichts Abweichendes bestimmt ist.

(2) Artikel 3 tritt am 1. Januar 2016 in Kraft.
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Begrindung

A. Allgemeiner Teil

l. Gesetzgebungskompetenz des Bundes

Der Bund hat fir die Arbeitsforderung die konkurrierende Gesetzgebungskompetenz aus
Artikel 74 Abs. 1 Nr.12 des Grundgesetzes (,Sozialversicherung einschlie3lich der
Arbeitslosenversicherung“). Die Regelungen des Finften Gesetzes zur Anderung des
Dritten Buches Sozialgesetzbuch sind von dieser Gesetzgebungskompetenz gedeckt.
Das Gesetz sieht die Forderung von Arbeitgebern vor, die zusatzliche Ausbildungsplatze
fur forderungsbedurftige Ausbildungsuchende aus friiheren Schulentlassjahren allgemein
bildender Schulen schaffen. Weiter wird die individuelle Begleitung junger Menschen beim
Ubergang von der Schule in die Ausbildung geregelt. AuRerdem konnen zukiinftig
Auszubildende in  Ausnahmefallen auch fur eine zweite Ausbildung mit
Berufsausbildungsbeihilfe gefordert werden. Die drei durch das Gesetz geschaffenen
MaRBnahmen fordern die Ausbildung junger Menschen und damit ihre dauerhafte
Eingliederung in Arbeit. Sie sind damit praventiv wirkender Bestandteil des Systems der
Arbeitsforderung.

Il Ziel und Inhalt des Gesetzes

Der Ausbildungsmarkt hat sich in den letzten Jahren positiv entwickelt. Die
Bundesregierung hat mit den Partnern im Ausbildungspakt viel erreicht. Nach der am
13. Dezember 2007 verdffentlichten Ausbildungsplatzbilanz 2007 des Bundesinstituts fir
Berufsbildung (BIBB) wurden zwischen dem 1. Oktober 2006 und dem
30. September 2007 bundesweit rund 625 900 neue Ausbildungsvertrédge abgeschlossen.
Das sind rund 49 700 Vertrage (+ 8,6 %) mehr als im Vorjahreszeitraum. Erstmals seit
2001 sind damit 2007 wieder mehr als 600 000 neue Ausbildungsvertrage abgeschlossen
worden. Dennoch gibt es weiteren Handlungsbedarf: Der Anteil der Altbewerber an den
gemeldeten Bewerbern ist nach der Statistik der Bundesagentur fir Arbeit zum
Ausbildungsstellenmarkt in den letzten acht Jahren von 40 % auf 52,4 % gestiegen. Diese
Zahl zeigt, dass zunehmend junge Menschen nicht unmittelbar nach dem Verlassen der
allgemein bildenden Schule einen Ausbildungsplatz finden. Damit ihre Zahl sinkt, muss
die Zahl der Ausbildungsplatze kurzfristig weiter steigen.

Gut ausgebildete Arbeitnehmer sichern Arbeitsplatze und geben Wachstumsimpulse.
Berufliche Bildung ist die Grundlage fur eine freie und aktive Lebensgestaltung, fur
Anerkennung und Wohlstand. Sie ist entscheidend fir die Zukunftsfahigkeit des
Wirtschaftsstandortes Deutschland und eréffnet dem Einzelnen neue Perspektiven fir
seine Zukunft.

Mit ihrer Qualifizierungsinitiative ,Aufstieg durch Bildung* vom 9. Januar 2008 bekennt
sich die Bundesregierung zu Bildung und Qualifizierung als Schlussel fur die Zukunft
Deutschlands und seiner Birger. Ein zentrales Element der Qualifizierungsinitiative der
Bundesregierung bildet das Konzept "Jugend — Ausbildung und Arbeit", das dem
Ausbildungsmarkt zusatzliche Impulse gibt. Ein Ziel des Konzeptes ist die Schaffung von
100 000 zusatzlichen Ausbildungsplatzen bis 2010. Mit dem Fiinften Gesetz zur Anderung
des Dritten Buches Sozialgesetzbuch werden wesentliche Elemente dieses Konzeptes
umgesetzt.

Das Gesetz fordert mit drei gezielten MalRnahmen den Ubergang in berufliche Ausbildung
und die Durchfiihrung einer Berufsausbildung. Die drei MaRnahmen werden einheitlich als
Leistungen der aktiven Arbeitsforderung nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch
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ausgestaltet, die von der Agentur flr Arbeit auch zugunsten von erwerbsfahigen
Hilfebedurftigen im Sinne des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch erbracht werden.

Um Erkenntnisse Uber die Effektivitat und Effizienz der neuen, befristet eingeflihrten
Maflinahmen Ausbildungsbonus und Berufseinstiegsbegleitung zu erlangen und
gegebenenfalls Fehlentwicklungen frihzeitig entgegenwirken zu kénnen, werden sie
durch eine Begleitforschung des Bundes evaluiert.

1. Ausbildungsbonus

Diejenigen, die nicht aus eigener Kraft einen Ausbildungsplatz finden kdnnen, bedirfen
der besonderen Unterstitzung der Gesellschaft, damit auch sie ihren beruflichen
Lebensweg erfolgreich und zukunftssicher gestalten kénnen. Trotz aller Erfolge stellt sich
gerade fur die Schwachsten unter den Ausbildungsuchenden die Suche nach einem
betrieblichen Ausbildungsplatz als nur schwer zu Gberwindende Hirde dar. lhnen gelingt
der Einstieg in Ausbildung oftmals nicht in dem Jahr, in dem sie die allgemein bildende
Schule verlassen, obwohl sie sich um eine Ausbildung bemihen. Diese jungen Menschen
sind im besonderen Mal3e forderungsbeddrftig. Sie brauchen gezielt Unterstiitzung, um in
eine Berufsausbildung zu gelangen. Daher wird im Arbeitsforderungsrecht befristet ein
Anreiz fur Arbeitgeber in Form eines Ausbildungsbonus geschaffen, zusatzliche
betriebliche Ausbildungsplatze fir férderungsbedurftige Ausbildungsuchende aus friiheren
Schulentlassjahren allgemein bildender Schulen anzubieten.

Ziel ist eine unkomplizierte und unbUrokratische Férderung durch einen pauschalen
Ausbildungszuschuss, dessen Hohe sich grundsatzlich an der Ausbildungsvergitung
orientiert. Die FOrderung leistet zugleich einen wichtigen Beitrag zum Abbau des hohen
Altbewerberbestandes.

Durch die Befristung des Ausbildungsbonus bis Ende 2010 wird betont, dass Ziel der
Regelung die schnelle Schaffung einer hohen Anzahl an zusatzlichen Ausbildungsplatzen
zugunsten forderungsbedurftiger Ausbildungsuchender aus friiheren Schulentlassjahren
allgemein  bildender Schulen ist. Angesichts des nach wie vor hohen
Altbewerberbestandes ist aktuell eine Ausnahmesituation entstanden, die auch
aulRergewOhnliche EinmalmaRnahmen erfordert. Es wird von der Wirtschaft erwartet, dass
sie die Zahl der Ausbildungsplatze auf dem durch die Férderung erreichten hohen Niveau
eigenstandig halt. Die Ausbildung des eigenen Fachkraftenachwuchses einschliel3lich der
Zahlung einer angemessenen Ausbildungsvergutung ist und bleibt eine originare Aufgabe
der Wirtschaft (vgl. dazu auch BVerfG, Urteil vom 10. Dezember 1980, 2 BvF 3/77,
Rdnr. 88 ff. = BVerfG 55, 274 (312 f.)). Dieser Grundsatz wird nicht in Frage gestellt.

2. Berufseinstiegsbegleitung

Ein erfolgreicher Ubergang von Schule in Ausbildung und Beschéftigung ist fiir jeden
Jugendlichen ein wichtiger Schritt auf dem Weg zu einem eigenverantwortlichen und
selbstandigen Leben. Dieser Schritt ist jedoch fur viele Jugendliche mit erheblichen
Schwierigkeiten verbunden. Von den Hauptschulabsolventen des Schuljahres 2005/2006
strebten nach einer Schulabgéangerbefragung des BIBB mehr als 90 % eine Ausbildung im
dualen System an. Tatsachlich gelang nur 35,7 % der Jugendlichen unmittelbar der
Ubergang ins duale System.

Ziel der befristeten Regelung ist, dass im Rahmen einer modellhaften Erprobung bei
einem Trager fest beschéftigte Berufseinstiegsbegleiter Schiler an 1 000 Schulen im
ganzen Bundesgebiet beim Ubergang von der allgemein bildenden Schule in Ausbildung
individuell unterstitzen und dadurch die berufliche Eingliederung der Schiler erleichtern.
Die neue Leistung erganzt bestehende ehrenamtliche Ausbildungspatenschaftsprojekte,
die von Verbénden, Vereinen, Kirchen, Gewerkschaften oder anderen Organisationen ins
Leben gerufen wurden und in denen ehrenamtlich engagierte Blrger junge Menschen
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beim Ubergang in eine Berufsausbildung unterstitzen. Das bereits bestehende
ehrenamtliche Engagement ist Vorbild fur die Einflhrung der Berufseinstiegsbegleitung.

3. In  Ausnahmefallen Forderung einer zweiten Berufsausbildung mit
Berufsausbildungsbeihilfe

Vereinzelt fehlt jungen Menschen trotz erfolgreich abgeschlossener Berufsausbildung im
erlernten Beruf eine Perspektive. Eine zweite Ausbildung, die erst berufliche Perspektiven
schafft, darf in diesen Fallen aber nicht daran scheitern, dass dem Auszubildenden trotz
bestehenden Bedarfs die finanziellen Mittel fehlen, um seinen Lebensunterhalt zu
bestreiten. Eine insoweit derzeit bestehende Licke im Arbeitsférderungsrecht wird mit
diesem Gesetz geschlossen: In besonders gelagerten Fallen, in denen es bisher an einer
Fordermdglichkeit fehlte, wird die Forderung mit Berufsausbildungsbeihilfe wahrend einer
Zweitausbildung im Rahmen einer Ermessenleistung ermdglicht.
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B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch)

Zu Nummer 1 (Inhaltstibersicht)

Die Inhaltstibersicht wird um die neuen Bestimmungen 8§ 421r und § 421s erganzt.

Zu Nummer 2 (8§ 3 Abs. 5)

Es handelt sich um eine Folgeanpassung zum neuen § 60 Abs. 2 Satz 2, der bei der
Forderung einer zweiten Berufsausbildung Ermessen einrdumt.

Zu Nummer 3 (8 60)

Zu Buchstabe a) (Absatz 3)

Es handelt sich um eine systematische Anpassung. Die Regelung zur Férderung bei
vorzeitiger Losung eines Ausbildungsverhaltnisses wird von der neuen Regelung zur
Forderung einer Zweitausbildung getrennt und ohne inhaltliche Anderung in Absatz 3
Uibernommen.

Zu Buchstabe b) (Absatz 2)

Satz 1 regelt weiterhin die Forderung der Erstausbildung mit Berufsausbildungsbeihilfe.
Die bisher abschlieRende Bestimmung der Férderung der Erstausbildung stellt zukinftig
den Grundsatz dar. Mit Satz2 wird fir junge Menschen, die bereits einen
Berufsabschluss haben, fir den nach bundes- oder landesrechtlichen Regelungen eine
Ausbildungsdauer von mindestens zwei Jahren erforderlich ist, kiinftig in Ausnahmefallen
die Moglichkeit der Forderung einer zweiten Ausbildung geschaffen. Dies entspricht dem
Bedarf in der Praxis. Eine Forderung weiterer Berufsausbildungen wird im Hinblick auf die
nur begrenzt zur Verfugung stehenden Mittel der Beitragszahler auch kinftig nicht
mdglich sein.

Bei der Prufung der Frage, ob die berufliche Eingliederung dauerhaft auf andere Weise
nicht erreicht werden kann, ist der Vorrang der Vermittlung (8 4) zu beachten. Es ist daher
insbesondere zu priufen, ob eine Eingliederung Uberregional mdglich ist oder ob das Ziel
der Integration durch andere Leistungen der aktiven Arbeitsférderung, insbesondere
durch Forderung der beruflichen Weiterbildung, erreicht werden kann. Es muss zu
erwarten sein, dass erst die Zweitausbildung zur beruflichen Eingliederung fiihrt.

Abweichend von dem in 8 3 Abs. 5 geregelten Grundsatz, wonach auf die Forderung
einer ersten Berufsausbildung ein Anspruch besteht, wird die Fdrderung einer zweiten
Ausbildung als Ermessensleistung ausgestaltet.

Mit dieser Regelung wird auch eine Anregung des Petitionsausschusses des Deutschen
Bundestages umgesetzt (vgl. Ifd. Nr.1 der Sammellibersicht 16/304 -
Bundestagsdrucksache 16/6953).
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Zu Nummer 4 (88 421r und 421s)

Zu 8 421r

Mit der Regelung wird befristet ein Ausbildungsbonus als Arbeitgeberleistung fiir die
zusatzliche betriebliche Ausbildung forderungsbedurftiger Auszubildender geschaffen.

Die Regelung zielt auf eine Ausweitung allein der betrieblichen Berufsausbildung im Sinne
von 8 2 Abs. 1 Nr. 1 des Berufsbildungsgesetzes (BBiG). Erfahrungen in der Praxis haben
die Vorteile der betrieblichen gegenitber einer auf3erbetrieblichen Berufsausbildung
verdeutlicht. Der bei einer aul3erbetrieblichen Ausbildung nach dem ersten
Ausbildungsjahr angestrebte Ubergang in betriebliche Ausbildung gelingt nur in geringem
Umfang. Der Ubergang von einer Berufsausbildung in ein sozialversicherungspflichtiges
Beschaftigungsverhéltnis gestaltet sich nach einer betrieblichen Berufsausbildung deutlich
einfacher als nach einer auRerbetrieblichen Berufsausbildung.

Zu Absatz 1

In Satz 1 wird ein Anspruch auf den Ausbildungsbonus begriindet, wenn der Arbeitgeber
eine besonders forderungsbedurftige Person einstellt und ausbildet.

Die besonders férderungsbedirftigen Auszubildenden werden in Satz 2 definiert. Zu ihnen
zahlen nach Nummer 1 diejenigen, die sich schon friiher um eine Ausbildung bemiht
haben und keinen, einen niedrigen oder einen schlechten mittleren Schulabschluss
besitzen. Dabei wird im letzten Fall auf die Abschlussnote in den auch fir eine Ausbildung
zentralen Kernschulfachern abgestellt. Nummer 2 zahlt lernbeeintrachtigte oder sozial
benachteiligte Menschen grundsatzlich zu den besonders forderungsbedirftigen
Auszubildenden. Die Begriffe lernbeeintrachtigt und sozial benachteiligt in Nummer 2 sind
wie in § 242 Abs. 1 Satz 1 auszulegen.

Bildet der Arbeitgeber eine Person aus, die die Voraussetzungen des Satzes 2 nicht
erfullt, aber nach den Voraussetzungen des Satzes 4 forderungsbeddrftig ist, kann der
Arbeitgeber den Ausbildungsbonus nach Satz 3 als Ermessensleistung erhalten. Der
Agentur flir Arbeit steht in diesem Fall ein EntschlieBungsermessen, also hinsichtlich des
,Ob" der Forderung, zu. Ein Auswahlermessen, also hinsichtlich des ,Wie“ der Leistung,
wird nicht eingeraumt.

Satz 4 definiert die foérderungsbedurftigen Auszubildenden. Zu ihnen gehdren nach
Nummer 1 Auszubildende, die sich unmittelbar vor Ausbildungsbeginn zwei oder mehr
Jahre lang um einen Ausbildungsplatz bemiht haben. Nummer2 bezieht
Ausbildungsuchende mit mittleren Schulabschluss, die sich bereits im Vorjahr oder friiher
um eine Ausbildung bemiht haben, unabhéngig von ihren Abschlussnoten in die
Zielgruppe mit ein.

Zur Zielgruppe des Ausbildungsbonus gehoren, wie die Erfahrungen mit der Foérderung
betrieblicher Einstiegsqualifizierungen zeigen, im hohen MalRe auch junge Menschen mit
Migrationshintergrund, die daher auch entsprechend stark von der Forderung profitieren
sollen. Die Forderung soll insgesamt nur zugunsten von Auszubildenden erfolgen, die die
allgemein bildende Schule bereits ein oder mehrere Jahre vor Ausbildungsbeginn
verlassen haben.

Adressaten des Ausbildungsbonus sind Arbeitgeber. Sie sollen fur eine Ausweitung ihrer
Ausbildungsleistung gewonnen werden. Arbeitgeber im Sinne dieser Vorschrift kdnnen
nicht nur einzelne ausbildende Betriebe selbst, sondern auch Betriebe, die sich zu einem
Ausbildungsverbund im Sinne von 8§ 10 Abs. 5 BBIiG zusammenschlief3en, sein.
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Zu Absatz 2

Absatz 2 erlautert, in welcher Form sich ein Auszubildender um eine Ausbildung bemiht
haben muss. Ausbildungsuchende, die seit der Schulentlassung zum Beispiel zunachst
den Wehr- oder Zivildienst abgeleistet und sich vorher nicht vergeblich um eine
Ausbildung bemiht haben, fallen nicht in den férderungsbedirftigen Personenkreis,
soweit sie nicht von Absatz 1 Satz 2 Nr. 2 erfasst werden.

Zu Absatz 3

In Absatz 3 wird klargestellt, dass nur eine betriebliche Berufsausbildung im dualen
System geférdert werden kann, denn mit dem Ausbildungsbonus soll gerade diese
Ausbildung gestarkt werden.

Zu Absatz 4

Durch den Ausbildungsbonus wird ein Anreiz geschaffen, forderungsbedurftigen
Ausbildungsuchenden aus frilheren Schulentlassjahren allgemein bildender Schulen eine
neue Chance zu geben. Die Férderung soll nicht zu Lasten der Ausbildungsuchenden des
aktuellen Schulentlassjahrgangs erfolgen. Daher soll durch die Férderung zugleich die
Zahl der Ausbildungsplatze erhoht werden. Die geforderten Ausbildungsplatze muissen
also zusatzlich angeboten werden.

Das Merkmal der Zusatzlichkeit wird eng gefasst, damit Mitnahmeeffekte weitestgehend
unterbunden und Missbrauchsfalle verhindert werden.

Absatz 4 konkretisiert in Satz 1 das Kriterium der Zusétzlichkeit. Ziel der Regelung ist,
einen Bonus nur fir in dem Forderjahr Uber die vorhergehende betriebliche
Ausbildungspraxis  hinaus eingestellte  Auszubildende zu zahlen. Mit dem
Ausbildungsbonus koénnen somit auch Arbeitgeber geftérdert werden, die erstmals
ausbilden. Satz 2 unterbindet, dass bei der Zahlung der Auszubildenden der friiheren
Ausbildungsjahre solche Auszubildenden mitgezahlt werden, die nur deshalb noch bei
dem Betrieb in Ausbildung sind, weil sie die Abschlusspriifung nicht bestanden haben,
oder deren Vertrag vor dem 31. Dezember desselben Jahres auslauft. Letzteres ist
beispielsweise der Fall, wenn der Arbeitgeber im aktuellen Jahr seine neuen
Auszubildenden am 1. August einstellt, wahrend er sie in fruheren Jahren erst am
1. September eingestellt hat.

Satz 3 schreibt die Rundung auf ganze Zahlen vor. Satz 4 regelt, wie die Rundung auf
ganze Zahlen zu erfolgen hat.

Satz5 legt dem Arbeitgeber die Pflicht auf, die Zuséatzlichkeit auf einfache Weise
nachzuweisen.

Zu Absatz 5

Die Ausschlusstatbestande in Absatz 5 dienen der Verhinderung von Missbrauch.

Zu Absatz 6

Fur jedes forderbare zusatzliche Ausbildungsverhéltnis wird fur die Durchfiihrung der
Ausbildung ein Bonus geleistet. Der Bonus wird als pauschaler Zuschuss in zwei Teilen
bei Erreichen von wesentlichen Zwischenzielen der Ausbildung ausgezahit. Ziel ist die
erfolgreiche Durchflihrung der Ausbildung. Die Pauschalierung dient der unburokratischen
Umsetzung. Die Hohe des Bonus steht nicht im Ermessen der Agentur fir Arbeit.
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Die Hohe des Ausbildungsbonus ist nach der maf3geblichen Ausbildungsvergtitung in drei
Stufen gestaffelt ist. Die Stufen sichern im Rahmen der Pauschalierung eine
Grundsystemgerechtigkeit.

Durch die Orientierung an der Ausbildungsvergitung wird ein fur den Arbeitgeber
gewichtiger  Kostenfaktor der Ausbildung teilweise aufgefangen. Um die
Eigenverantwortung der Wirtschaft fir die duale Berufsausbildung einschlieBlich einer
angemessenen Vergltung der Auszubildenden zu unterstreichen, soll der
Ausbildungsbonus  weniger als 50 Prozent der Gesamtkosten  fir die
Ausbildungsvergitung betragen. Die Hohe der Forderbetrdge wurde auf der Grundlage
der ,Datenbank Ausbildungsvergitungen“ des BIBB anhand dieser VVorgabe berechnet.

Es wird aus Griinden der Praktikabilitdt und der einfachen Handhabung fir die Agenturen
fur Arbeit auf die Ausbildungsvergitung des ersten Ausbildungsjahres abgestellt. Die
Berechnung anhand der durch tarifliche Regelungen vereinbarten bzw. ortstblichen
Vergltung beugt der Gefahr des Missbrauchs durch Uberhéhte
Vergutungsvereinbarungen vor.

Wenn bereits zu Beginn der betrieblichen Ausbildung feststeht, dass sich die
Ausbildungszeit verkirzen wird, entsteht der Anspruch auf den Ausbildungsbonus nur
anteilig. Dies kommt zum Beispiel beim Ubergang von Auszubildenden aus einer
auRerbetrieblichen in eine betriebliche Ausbildung nach dem ersten Ausbildungsjahr zum
Tragen. Geht zum Beispiel der Auszubildende einer dreijahrigen Ausbildung nach dem
ersten Ausbildungsjahr aus einer auf3erbetrieblichen in eine betriebliche Ausbildung Uber,
erhalt der Betrieb im Fall der Forderung mit dem Ausbildungsbonus einen anteilig
reduzierten Bonus in H6he von 2/3 der normalen Hohe. Im Fall des Absatzes 6 Satz 2
Nr. 3 erfolgt somit eine FoOrderung mit einem Bonus in Hohe von 4 000 Euro.
Entsprechendes gilt, wenn gemafR 8§ 7 BBIG nach landesrechtlichen Regelungen zum
Beispiel das erste Ausbildungsjahr schulisch durchgefihrt und dieses aufgrund eines
gemeinsamen Antrages des Auszubildenden und Ausbildenden angerechnet wird.

Zu Absatz 7

Die zusatzliche Ausbildung eines behinderten oder schwerbehinderten Auszubildenden
mit Foérderungsbedarf im Sinne von Absatz 1 fordert den Arbeitgeber besonders stark.
Daher ist in diesen Fallen eine Erhthung des Ausbildungsbonus um 30 Prozent
vorgesehen. Der Ausschluss einer Parallelférderung zwischen 8 421r einerseits und
§ 235a bzw. § 236 andererseits ist zur Vermeidung von Doppelfdrderungen erforderlich.

Zu Absatz 8

Die Zahlung des Ausbildungsbonus ist nachrangig gegeniber vergleichbaren Leistungen,
insbesondere aufgrund von Sonderprogrammen der Bundeslander.

Zu Absatz 9

Leistungsbegrindendes Ereignis im Sinne des 8§ 321 Abs. 1 Satz 1 ist der Beginn der
Ausbildung. Es kdnnen nur Ausbildungen geférdert werden, die im Berufsaushbildungsjahr
2008/2009 oder spater beginnen. Dadurch wird die Zahlung eines Ausbildungsbonus fir
Ausbildungen ausgeschlossen, die schon vor dem 1. Juli 2008 begonnen haben.

Die Forderung ist auf Ausbildungen, die bis zum 31. Dezember 2010 beginnen,
beschréankt. Mit dem Ausbildungsbonus soll ein Abbau des Altbewerberbestandes als
Einmaleffekt erreicht werden. Die Berufsausbildung und das Angebot entsprechender
Ausbildungsplatze sind und bleiben originare Aufgaben der Wirtschaft.
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Zu Absatz 10

Die Bundesagentur fur Arbeit wird zum Erlass von notwendigen Verfahrensvorschriften im
Wege der Anordnung erméachtigt.

Zu Absatz 11

Der Ausbildungsbonus tangiert den Grundsatz, dass Betriebe die Berufsausbildung selbst
durchfuhren, verantworten und finanzieren. Im Hinblick darauf erscheint es erforderlich,
Auswirkungen des Ausbildungsbonus in der Praxis umfassend zu untersuchen. Diesem
Ziel dient eine begleitende Evaluation durch den Bund.

Zu § 421s

Mit der Regelung wird befristet die Mdglichkeit geschaffen, leistungsschwéchere Schiler
an 1 000 ausgewahlten allgemein bildenden Schulen einschlieZlich der Sonderschulen fir
behinderte Menschen Uber langere Zeit individuell beim Ubergang von der Schule in eine
Ausbildung oder eine Beschaftigung — gegebenenfalls einschlie3lich einer sonstigen
Qualifizierung — zu begleiten. Die Berufseinstiegsbegleitung soll dazu beitragen, die
Chancen der Schiiler auf einen erfolgreichen Ubergang in eine duale Ausbildung deutlich
zu verbessern.

Zu Absatz 1

Mit Absatz 1 wird die neue MalRnahme der Berufseinstiegsbegleitung als Tragerleistung
im Dritten Buch Sozialgesetzbuch geschaffen und das Ziel beschrieben. Die
Voraussetzungen fur die MaBnahmenfdrderung im Einzelnen ergeben sich insbesondere
aus den nachfolgenden Abséatzen.

Zu Absatz 2

Absatz 2 beschreibt Inhalt und Dauer der Mal3Rhahme.

Satz1l enthdlt eine Legaldefinition des neuen gesetzlichen Begriffs der
Berufseinstiegsbegleitung. Die Berufseinstiegsbegleitung soll bereits wahrend des
Besuchs der Vorabgangsklasse der allgemein bildenden Schule beginnen, damit
hinreichend Zeit besteht, ein Vertrauensverhdltnis aufzubauen, und der Jugendliche
bereits bei frihzeitig zu treffenden Entscheidungen auf die Unterstiitzung der
Berufseinstiegsbegleitung zurtickgreifen kann. Im Regelfall beginnt die aktive
Bewerbungsphase spatestens ein Jahr vor dem Verlassen der allgemein bildenden
Schule. Der Berufseinstiegsbegleiter soll den Jugendlichen schon bei der
Berufsorientierung und -wahl unterstitzen. Daruber hinaus kann er auch bei der
Herstellung der Ausbildungsreife Unterstlitzung leisten. Ein im Einzelfall sinnvoller
spaterer Einstieg eines Jugendlichen in eine Malinahme ist nicht ausgeschlossen. Dies
kommt zum Beispiel in Betracht, wenn ein bis dahin nicht begleiteter Jugendlicher den
Schulabschluss nicht geschafft hat und diesen in einer beruflichen Schule nachholt
(Vorklasse zum Berufsgrundschuljahr) oder wenn mit einem Wohnortwechsel wéhrend
der Abgangsklasse auch ein Schulwechsel verbunden ist. In derartigen Fallen ist die
Begleitung des Jugendlichen auch ab diesem Zeitpunkt mdglich.

Die Berufseinstiegsbegleitung endet, wenn der Jugendliche erfolgreich in eine
Berufsausbildung eingemiindet ist, jedoch spatestens 24 Monate nach Beendigung der
allgemein bildenden Schule. Diese Begrenzung der Dauer ist erforderlich, um den
Tragern Planungssicherheit zu geben. Zudem ist davon auszugehen, dass die
Berufseinstiegsbegleitung bis zu diesem Zeitpunkt jegliche von ihr leistbare Unterstitzung
gegeben hat. Fur weitergehende Hilfen kann dann auf das Regelangebot der Agenturen
fur Arbeit zuriickgegriffen werden.
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Die Berufseinstiegsbegleitung nach 8§ 421s ergéanzt bestehende, oftmals ehrenamtliche,
Projekte mit gleicher oder &hnlicher Zielrichtung, wie zum  Beispiel
Ausbildungspatenschaftsprojekte, die von Verbanden, Vereinen, Kirchen, Gewerkschaften
oder anderen Organisationen ins Leben gerufen wurden, sowie den im Nationalen Pakt
fur Ausbildung und Fachkraftenachwuchs angesprochenen Einsatz von Mentoren aus der
betrieblichen Praxis, die vor Ort in den Schulen tatig werden. Die Trager von MalRnahmen
der Berufseinstiegsbegleitung sind verpflichtet, mit diesen Dritten, die Schuler derselben
allgemein bildenden Schule bei der Berufsorientierung und —wahl unterstiitzen, eng
zusammenzuarbeiten. Durch die Pflicht der Trager der MaRRnahmen nach § 421s zur
Zusammenarbeit soll sichergestellt werden, dass bestehendes ehrenamtliches
Engagement und die Berufseinstiegsbegleitung als MalRnahme der Arbeitsférderung sich
sinnvoll erganzen und positive Synergieeffekte zum Tragen kommen.

Zu Absatz 3

Begleitet werden sollen leistungsschwachere Schiler, die nach Beendigung des
Schulbesuchs eine berufliche Ausbildung anstreben und bei diesem Ubergang
voraussichtlich Unterstiitzung bendtigen. Die Auswahl der zu begleitenden Schiiler erfolgt
in Absprache mit Lehrern sowie Schulsozialarbeitern. Die Inanspruchnahme der
Berufseinstiegsbegleitung erfolgt freiwillig.

Zu Absatz 4

In  Absatz4 werden die an die beim jeweiligen Trager beschaftigten
Berufseinstiegsbegleiter Zu stellenden Anforderungen beschrieben. Als
Berufseinstiegsbegleiter sollen Personen eingesetzt werden, die aufgrund ihrer Lebens-
und Berufserfahrung die erfolgreiche Unterstitzung des Jugendlichen erwarten lassen.
Nach einer Auswertung bestehender Ausbildungspatenschaftsprojekte zahlen hierzu
insbesondere  Personen mit praktischer Berufserfahrung in  den dualen
Ausbildungsberufen, Fihrungserfahrung, Ausbildungserfahrung oder sozialpadagogischer
Berufserfahrung. Fir sie entstehen bei den Tragern neue Beschéftigungschancen. Die
Trager der Malinahmen sollen bei der Auswahl der jeweils bei ihnen beschéftigten
Berufseinstiegsbegleiter darauf achten, dass die unterschiedlichen Fachrichtungen
angemessen vertreten sind.

Das Vertrauensverhdltnis zwischen dem Berufseinstiegsbegleiter und dem Jugendlichen
hat fir den Erfolg der Berufseinstiegsbegleitung groRe Bedeutung. Der Jugendliche soll
daher Uber den gesamten Zeitraum moglichst von derselben, beim Trager fest
beschéftigten Person begleitet werden.

Die von einem Berufseinstiegsbegleiter maximal gleichzeitig zu begleitenden
Jugendlichen soll in der Regel die Anzahl 20 nicht (bersteigen. Hierdurch wird
sichergestellt, dass fur den Einzelnen hinreichend Zeit zur Verfugung steht.

Zu Absatz 5

Absatz 5 konkretisiert den Umfang der Tragerleistung. Ubernommen werden die
MafRnahmekosten wie die Personalkosten fur die Berufseinstiegsbegleiter (Vergitung und
Sozialabgaben) und die angemessenen Sach- und erforderlichen Personalkosten des
Tragers fur die Verwaltung der MaBhahmendurchfiihrung.

Zu Absatz 6

Durch Absatz 6 wird, wie bereits bei anderen Tragerleistungen, sichergestellt, dass die
Agentur fur Arbeit die Trager beauftragen muss. Das Vergaberecht findet Anwendung.
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Zu Absatz 7

Zum Zwecke der modellhaften Erprobung wird die Regelung befristet. Da die Einfihrung
der Berufseinstiegsbegleitung die enge Zusammenarbeit der Trager mit den Schulen
erfordert, Kontakte zunachst aufgebaut werden mussen und die Berufseinstiegsbegleitung
auch von den Schilern angenommen werden muss, sollen mindestens vier aufeinander
folgende Jahrgange an einer Schule betreut werden. Der letzte betreute Jahrgang ist der,
der im Jahr 2013 die allgemein bildende Schule beendet. Mit dieser Befristung wird
sichergestellt, dass auch in den beiden Jahren 2011 und 2013, in denen die
Schulabgangerzahlen vorubergehend noch einmal ansteigen, die
Berufseinstiegsbegleitung zur Unterstitzung der Jugendlichen zum Einsatz kommen
kann.

Zu Absatz 8

Zum Zwecke der modellhaften Erprobung wird die Regelung auf 1 000 auszuwéahlende
allgemein bildende Schulen begrenzt. Die Bundesagentur wird zur Bestimmung dieser
Schulen erméchtigt. Die Auswahl dieser Schulen hat anhand des entsprechenden Anteils
der Bundesléander an den bei der Bundesagentur gemeldeten Bewerbern fir
Berufsausbildungsstellen im Berichtsjahr 2006/2007 zu erfolgen.

Die Bundesagentur richtet die Auswahl der Schulen nach dem konkret vor Ort
bestehenden Bedarf. Bieten bereits Dritte an einer Schule ein vergleichbares Angebot in
hinreichendem Ausmal’ an, besteht ein Bedarf fur Berufseinstiefsbegleitung im Sinne von
§ 421s naturgemafd nicht. Schulen mit einer hohen Anzahl von Schilern mit
Migrationshintergrund sind im besonderen Mal3e zu berlcksichtigen. Diesen Schulern fallt
der Ubergang in eine Berufsausbildung erfahrungsgemaR besonders schwer. Auch an
Sonderschulen wird regelmé&fRig ein hoherer Bedarf fir Berufseinstiegsbegleitung
bestehen.

Zu Absatz 9

Die Bundesagentur wird zum Erlass von konkretisierenden Vorschriften (ber
Voraussetzungen, Art, Umfang und Verfahren der Férderung erméachtigt.

Zu Absatz 10

Im Hinblick darauf, dass die Begleitung bereits in den Schulen ansetzt und im Fall
positiver Ergebnisse Grundlage fur eine dauerhafte gesetzliche Regelung sein kann, wird
eine begleitende Evaluation durch den Bund vorgesehen.

Zu Artikel 2 (Anderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch)

Es handelt sich um Folgednderungen zu Artikel 1 Nr. 3 sowie zur Regelung des § 421r in
Artikel 1 Nr. 4.

Berufsausbildungsbeihilfe  fur eine Zweitausbildung ist als Ermessensleistung
ausgestaltet, wahrend sie bei der Erstausbildung Rechtsanspruchsleistung ist. Aufgrund
des Sachzusammenhangs zwischen der Pflicht- und der Ermessensleistung und zur
Herstellung ausreichender Transparenz wird die Ermessensleistung
Berufsausbildungsbeihilfe als eigenstandiger Titel in Kapitel 3 des Haushaltes der
Bundesagentur flr Arbeit als sonstige Leistung der aktiven Arbeitsférderung eingestellit.

Entsprechendes gilt fur den Ausbildungsbonus nach § 421r Abs. 1 Satz 3 des Dritten
Buches Sozialgesetzbuch, der fur nach §421r Abs.1 Satz 4 des Dritten Buches
Sozialgesetzbuch forderungsbedirftige Auszubildende abweichend von § 421r Abs. 1
Satz 1 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch als Ermessenleistung ausgestaltet ist.
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Zu Artikel 3 (AuRBerkrafttreten)

Es wird das Aul3erkrafttreten der nur befristet eingefiihrten 88 421r und 421s des Dritten
Buches Sozialgesetzbuch geregelt.

Zu Artikel 4 (Inkrafttreten)

Das Gesetz tritt unmittelbar nach Verkindung in Kraft, damit es bereits zum
Ausbildungsjahr 2008/2009 seine Wirkung entfaltet. Fir Artikel 3 ist eine Sonderregelung
erforderlich.

C. Finanzielle Auswirkungen

Finanzielle Auswirkungen
Kosten

Die Darlegungen zu den finanziellen Auswirkungen des Ausbildungsbonus beruhen
mangels geeigneter Erfahrungswerte auf Modellannahmen. Der Ausbildungsbonus fuhrt
nach einer Modellrechnung bis zum Jahr 2012 zu Mehrausgaben im Haushalt der
Bundesagentur fiir Arbeit in geschatzter Héhe von rund 450 Millionen Euro:

Geht man davon aus, dass in jedem Ausbildungsjahr 30 000 Personen aus der Zielgruppe
zusatzlich in Ausbildung gelangen und Arbeitgeber fir ihre Ausbildung einen
Ausbildungsbonus  erhalten, betragen die Kosten je  Ausbildungsjahrgang
rund 150 Millionen Euro. Bei Inanspruchnahme des erhéhten Ausbildungsbonus fir die
zusatzliche Ausbildung von Menschen mit Behinderungen um bis zu 30 Prozent erhdhen
sich die Kosten entsprechend. Im Berichtsjahr 2006/2007 waren 4 Prozent der
gemeldeten Bewerber Menschen mit Behinderungen. In vielen Fallen dirfte eine
Forderung durch Zuschiisse zur Ausbildungsvergitung nach § 235a und § 236 fir den
Arbeitgeber gunstiger sein. Wenn Menschen mit Behinderungen an den mit einem
Ausbildungsbonus geférderten Ausbildungsverhéltnissen einen Anteil von 1 Prozent
haben, entstehen je Ausbildungsjahrgang Mehrkosten in Héhe von bis zu 450 000 Euro.

Wie sich die Kosten auf die einzelnen Jahre (2008, 2009, 2010, 2011 bzw. 2012)
verteilen, hangt davon ab, wann die zuséatzlichen Ausbildungsverhéltnisse begrindet
werden, die Probezeit ablauft und wie lang die regulare Ausbildungsdauer ist. In der
Regel beginnt das Ausbildungsjahr am 1. August oder am 1. September. Die Probezeit
dauert in der Regel vier Monate. Die Ausbildungsdauer variiert je nach Ausbildungsberuf
zwischen 24 und 42 Monaten. Fiur die Modellrechnungen wurde angenommen, dass
50 Prozent der zusétzlichen Ausbildungsverhdltnisse am 1. August und die anderen
50 Prozent am 1. September begrindet werden. Beginnt die Ausbildung zu einem
spateren Zeitpunkt, verschieben sich die anfallenden Kosten entsprechend nach hinten.
Die Modellrechnungen gehen zudem davon aus, dass ein Drittel der zuséatzlichen
Ausbildungsverhéltnisse eine regulare Ausbildungsdauer von 24 Monaten, ein weiteres
Drittel eine reguldre Ausbildungsdauer von 36 Monaten und das verbleibende Drittel eine
regulare Ausbildungsdauer von 42 Monaten hat. Unter diesen Annahmen entstehen in
den Jahren 2008 bis 2012 die folgenden Kosten:

2008 2009 2010 2011 2012
Kosten fur den | 22,6 80,2 150,5 127,9 70,2
Ausbildungsbonus in
Mio. Euro

Die finanziellen Auswirkungen konnen bei einer unerwartet starken Annahme des
Ausbildungsbonus durch die Wirtschaft erheblich starker ausfallen. Nach den Erfahrungen
der Bundeslander mit ahnlichen Zuschiissen ist damit jedoch nicht zu rechnen.
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Die Berufseinstiegsbegleitung fuhrt nach einer Modellrechnung bis zum Jahr 2014 zu
Mehrausgaben im Haushalt der Bundesagentur fur Arbeit in Hohe von geschéatzten
240 Millionen Euro. Bei der Berufseinstiegsbegleitung handelt es sich um eine
Ermessensleistung im Dritten Buch Sozialgesetzbuch. Ausgehend von 1 000
Berufseinstiegsbegleitern wirden jahrliche Kosten in Hohe von rund 40 Millionen Euro
entstehen. Da jeder Berufseinstiegsbegleiter bis zu 20 junge Menschen begleiten soll,
liegen die jahrlichen Kosten je Begleitung bei rd. 2 000 Euro. Da die Begleitung in der
Regel in der Vorabgangsklasse beginnt, wird die Berufseinstiegsbegleitung in den
kommenden Jahren sukzessive aufgebaut. Geht man davon aus, dass - beginnend mit
dem Schuljahr 2008/2009 - in jedem Jahr 10 000 Schulern einer Vorabgangsklasse ein
Berufseinstiegsbegleiter zugeordnet wird, entstehen bei einer durchschnittlichen Dauer
der Begleitung von 3 Jahren in den Jahren 2008 bis 2014 die nachstehenden Kosten.
Uber 2014 hinaus entstehen nur dann Kosten, wenn einzelne Schiler des letzten
begleiteten Jahrgangs langer als 3 Jahre und 4 Monate begleitet werden sollen. Die
Begleitung endet jedoch spatestens 24 Monate nach Verlassen der allgemein bildenden
Schule, die gesamte Malinahme also spatestens Ende des Jahres 2015.

2008 2009 2010 2011 2012
Kosten fur die | 6,7 26,7 46,7 60 53,3
Berufseinstiegsbegleitung in
Mio. Euro

Die finanziellen Auswirkungen der Forderung der Zweitausbildung in Ausnahmeféallen
kénnen mangels geeigneter Erfahrungswerte nur geschatzt werden. Es wird
angenommen, dass sich die jahrlichen Aufwendungen aufgrund der eng definierten
Forderungsvoraussetzungen um 1 % erhdhen werden, da die zusatzliche Forderung auf
Einzelfalle  beschrénkt bleibt. Ca. 1000 Jugendliche mehr werden so
jahresdurchschnittlich mit Berufsausbildungsbeihilfe unterstitzt. Hieraus ergeben sich
jahrliche Aufwendungen im Haushalt der Bundesagentur fir Arbeit von etwa 3 Millionen
Euro.

2008 2009 2010 2011 2012
Kosten far die | 1,4 3,3 3,3 3,3 3,3
Zweitaushildung in
Mio. Euro

Durch die begleitende Evaluierung des  Ausbildungsbonus und der
Berufseinstiegsbegleitung entstehen dem Bund in den Jahren 2008 bis 2014 zusatzliche
Kosten fur Forschungsauftrage.

Eingliederungserfolge der neuen MaRRnahmen fihren zu Minderausgaben bei anderen
Leistungen nach dem Zweiten und Dritten Buch Sozialgesetzbuch und damit zu
Einsparungen im Haushalt der Bundesagentur fur Arbeit und im Bundeshaushalt in nicht
quantifizierbarem Umfang. Den Mehrkosten bei Inanspruchnahme des erhdhten
Ausbildungsbonus fur Menschen mit Behinderungen stehen Einsparungen in nicht
quantifizierbarer H6he bei den Zuschiissen zur Ausbildungsvergitung nach 8§ 235a und
§ 236 gegenuber.

Durch die =zusatzlichen Ausbildungsverhaltnisse, die aufgrund der Forderung mit
Berufsausbildungsbeihilfe und durch den Ausbildungsbonus entstehen, sind Steuer- und
Beitragsmehreinnahmen zu erwarten, die nicht naher quantifiziert werden kénnen.

D. Kosten- und Preiswirkungsklausel

Negative Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, inshesondere auf das
Verbraucherpreisniveau sind nicht zu erwarten.
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E. Gleichstellungspolitische Gesetzesfolgenabschéatzung

Die Gesetzesanderungen haben keine Auswirkung auf die Gleichstellung.

F. Burokratiekosten

Mit dem vorliegenden Gesetzesentwurf werden die allgemeine Antragspflicht in zwei
Fallen ausgeweitet und zwei neue Informationspflichten fur die Unternehmen eingefihrt.
Die daraus resultierenden Birokratiekosten werden auf 936 200 Euro pro Ausbildungsjahr
geschatzt.

Der Ausbildungsbonus nach 8421r SGBIIl und die Foérderung einer zweiten
Berufsausbildung mit Berufsausbildung ist als Leistung der Arbeitsférderung zu
beantragen (8 323 Abs. 1 Satz 1 SGBIIl). Die bereits bestehende allgemeine
Antragspflicht wird insoweit ausgeweitet.

Bei der Beantragung des Ausbildungsbonus hat der Arbeitgeber im Antrag Angaben zur
Zusatzlichkeit des Ausbildungsverhaltnisses, zur Zielgruppenzugehdrigkeit des
Auszubildenden, zu den Ausschlussgrinden nach § 421r Abs. 5, gegebenenfalls zu einer
Reduzierung der Ausbildungszeit, zu einer eventuellen Behinderung und zu sonstigen
Forderungen, die das Ausbildungsverhaltnis betreffen, zu machen. Die Bescheinigung
zum Nachweis der Zusatzlichkeit wird unten gesondert betrachtet. Der Zeitaufwand fir die
Antragstellung betragt insgesamt 30 Minuten mit Arbeitskosten in HOhe von 30,20
Euro/Stunde. Daraus resultieren Kosten in Hohe von insgesamt rund 453 000 Euro pro
Ausbildungsjahr. Regelungsalternativen, die méglicherweise eine geringere Belastung fur
die Unternehmen zur Folge héatten, wurden geprift. Die Angaben sind zur Entscheidung
Uber den Antrag vollstandig notwendig.

Folgende Informationspflichten werden durch den Ausbildungsbonus neu eingefiihrt:
- Nachweis der Zusétzlichkeit des Ausbildungsverhaltnisses nach Absatz 4

Danach ist der Arbeitgeber verpflichtet, die Zusatzlichkeit des Ausbildungsverhéltnisses
durch eine Bescheinigung der nach dem Berufsbildungsgesetz zustéandigen Stelle
nachzuweisen. Vor diesem Hintergrund wurde der ex ante Schatzung der
Burokratiekosten eine Haufigkeit von 30 000 Foérderungsfallen pro Ausbildungsjahr
zugrunde gelegt. Der Zeitaufwand zur Befolgung der Informationspflicht betragt insgesamt
16 Minuten mit Arbeitskosten in Hoéhe von 30,20 Euro/Stunde. Daraus resultieren Kosten
in Hohe von insgesamt rund 241 000 Euro pro Ausbildungsjahr. Regelungsalternativen,
die moglicherweise eine geringere Belastung fur die Unternehmen zur Folge hétten,
wurden geprift. So ware eine einfache Bescheinigung durch den Arbeitgeber zwar mit
geringeren Kosten verbunden, wirde jedoch nicht sicherstellen, dass tatséchlich nur
zuséatzliche Ausbildungsverhéltnisse gefordert werden.

- Nachweis des Fortbestehens des Ausbildungsverhaltnisses nach Absatz 6

Der Arbeitgeber muss das Fortbestehen des Ausbildungsverhdltnisses zu zwei
verschiedenen Zeitpunkten nachweisen. Vor diesem Hintergrund wurde der ex ante
Schatzung der Biurokratiekosten eine Haufigkeit von 30000 Fdrderungsféllen pro
Ausbildungsjahr zugrunde gelegt. Der Zeitaufwand zur Befolgung der Informationspflicht
betragt insgesamt 2 mal 8 Minuten mit Arbeitskosten in Hohe von 30,20 Euro/Stunde.
Daraus resultieren Kosten in Hoéhe von insgesamt rund 241000 Euro pro
Ausbildungsjahr. Regelungsalternativen, die mdglicherweise eine geringere Belastung fur
die Unternehmen zur Folge hatten, wurden gepruft. So ware ein einmaliger Nachweis des
Fortbestehens des Ausbildungsverhaltnisses zwar mit geringeren Kosten verbunden,
wirde jedoch nicht sicherstellen, dass zu beiden Auszahlungszeitpunkten das
Ausbildungsverhaltnis fortbesteht.
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Mit dem vorliegenden Gesetzesentwurf wird dariber hinaus eine neue Informationspflicht
fur die Burgerinnen und Burger eingefihrt.

- Nachweis von Bemiihungen nach Absatz 2

Auszubildende, die vorher nicht Ausbildung suchend gemeldet waren, haben sich auch
dann um eine berufliche Ausbildung bemuht, wenn sie den Nachweis von mindestens funf
abgelehnten Bewerbungen je Kalenderjahr fiir ein Ausbildungsverhaltnis erbringen. Vor
diesem Hintergrund wurde der ex ante Schatzung der Burokratiekosten eine Haufigkeit
von 5000 Forderungsfallen pro Ausbildungsjahr zugrunde gelegt. Die daraus
resultierenden Blrokratiekosten kénnen nicht adaquat geschatzt werden.

Mit dem vorliegenden Gesetzesentwurf wird auRerdem eine neue Informationspflicht fur
die Verwaltung eingefuhrt.

- Bescheinigung der Zusatzlichkeit durch die nach dem Berufshildungsgesetz zustandige
Stelle nach Absatz 4

Die nach dem Berufsbildungsgesetz zustandigen Stellen bescheinigen die Zusétzlichkeit
des Ausbildungsverhéltnisses. Vor diesem Hintergrund wurde der ex ante Schatzung der
Burokratiekosten eine Haufigkeit von 30 000 Foérderungsfallen pro Ausbildungsjahr
zugrunde gelegt. Die daraus resultierenden Burokratiekosten kdnnen nicht adaquat
geschatzt werden.

Die mit dem Ausbildungsbonus nach 8 421r verbundenen Burokratiekosten sind
angesichts der zu erwartenden Leistungen zu vernachléssigen.

G. Vereinbarkeit mit EU-Recht

Der Gesetzentwurf ist mit dem Recht der Europaischen Union vereinbar.



	I. Gesetzgebungskompetenz des Bundes
	II. Ziel und Inhalt des Gesetzes
	1. Ausbildungsbonus
	2. Berufseinstiegsbegleitung
	3. In Ausnahmefällen Förderung einer zweiten Berufsausbildung mit Berufsausbildungsbeihilfe
	Zu Artikel 1 (Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch)
	Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht)
	Zu Nummer 2 (§ 3 Abs. 5)
	Zu Nummer 3 (§ 60)
	Zu Buchstabe a) (Absatz 3)
	Zu Buchstabe b) (Absatz 2)
	Zu Nummer 4 (§§ 421r und 421s)
	Zu § 421r
	Zu Absatz 1
	Zu Absatz 2
	Zu Absatz 3
	Zu Absatz 4
	Zu Absatz 5
	Zu Absatz 6
	Zu Absatz 7
	Zu Absatz 8
	Zu Absatz 9
	Zu Absatz 10
	Zu Absatz 11
	Zu § 421s
	Zu Absatz 1
	Zu Absatz 2
	Zu Absatz 3
	Zu Absatz 4
	Zu Absatz 5
	Zu Absatz 6
	Zu Absatz 7
	Zu Absatz 8
	Zu Absatz 9
	Zu Absatz 10
	Zu Artikel 2 (Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch)
	Zu Artikel 3 (Außerkrafttreten)
	Zu Artikel 4 (Inkrafttreten)
	C. Finanzielle Auswirkungen
	D. Kosten- und Preiswirkungsklausel
	E. Gleichstellungspolitische Gesetzesfolgenabschätzung
	F. Bürokratiekosten
	G. Vereinbarkeit mit EU-Recht

